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01.12.2015  Ausschuss fiir Stadtentwicklung

Bebauungsplan Nr.219 — 1.Anderung — Am Klétgen

a) Beschlussfassung uber die vorgebrachten Anregungen aus der
informellen Blirgerversammiung

b) Billigung des Bebauungsplanes Nr.219 — 1. Anderung

c) Beschluss uber die offentliche Auslegung des Bebauungsplanes
Nr. 219 — 1.Anderung — Am Klétgen

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss fur Stadtentwicklung

a) beschlieft, nach Prufung der vorgebrachten Anregungen aus der informellen
Offentlichkeitsbeteiligung, die von der Verwaltung dazu vorgelegten
Beschlussentwiirfe

b) billigt den Bebauungsplanentwurf Nr.219 -1.Anderung — Am Kldtgen —

c) beschlielt die dffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 219 -1. Anderung —
Am Klotgen-

Vorlage 2015/0476/2.1 der Stadt Alsdorf Seite: 1/6




Darstellung der Sachlage:

Der raumliche Geltungsbereich (Anlage 1) des Bebauungsplanes Nr.219 — 1. Anderung —
Am Klotgen - befindet sich im Stadtteil Alsdorf- Mitte. Das Plangebiet liegt in einem
.Innenbereich®, der durch die Bebauung der Waldstrale, Moselstralle, Urftsralle und
Olefstralle gefasst wird.

Die GesamtgrofRe des Plangebietes betragt ca. 2726m? (ca. 0,27 ha)

Regionalplan
Im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Kéln, Teilabschnitt Aachen (Rechtskraft 07/2003)

ist der Anderungsbereich als ,Allgemeiner Siedlungsbereich“ (ASB) dargestellt.

Landschaftsplan

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 219 — 1. Anderung — Am Kldtgen —
liegt im Innenbereich und damit auRerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplanes Il
.Baesweiler — Alsdorf — Merkstein.*

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Alsdorf 2004 stellt fir das Plangebiet ,Wohnbauflache*
dar. Die Darstellung des Flachennutzungsplanes entspricht somit der beabsichtigen
Festsetzung beziiglich der Art der Nutzung im Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung.

Bebauungsplan

Der Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung — Am Kilétgen- Uberplant einen Teil des
rechtskraftigen Bebauungsplan Nr.219 — Am Klétgen - (Rechtskraft seit 29.06.2006) der fur
das Plangebiet ,Allgemeines Wohngebiet® festsetzt.

Anlass der Planung

Es war bereits stadtebauliches Ziel des Bebauungsplanes Nr. 219 — Am Klétgen- (Anlage
3), den Innenbereich zwischen Waldstralle, Moselstralte, Urftsralle und Olefstral’e einer
neuen stadtebaulichen Entwicklung zuzufuhren.

Die innere Lage als auch die umgebende Wohnbebauung gaben den Anlass dazu, den
Innenbereich als WA — Allgemeines Wohngebiet — festzusetzen, womit eine malvolle
Nachverdichtung des bestehenden Wohngebietes erreicht werden sollte. Allerdings sind mit
dem derzeit rechtskraftigen Baurecht keine zeitgemalle und vermarktungsfahige
Grundstiicksparzellierungen moglich gewesen, so dass die Flache bisher noch keine
Entwicklung erfahren hat. Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 soll das
Baurecht nunmehr dahingehend modifiziert werden, dass vermarktungsfahige
GrundstucksgréRen und Haustypen entstehen kénnen.

Inhalt des Bebauungsplanes

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.219 — 1. Anderung wird die Art der Nutzung,
als “Allgemeines Wohngebiet — WA* festgesetzt.

Im Gegensatz zum derzeitigen Baurecht, dem ein stadtebauliches Konzept mit einem
freistehendem Einfamilienhaus und zwei Doppelhaushéalften mit jeweils recht grofRRen
GrundstiicksgréRen zugrunde lag, basiert die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 auf
einem Konzept, das vier freistehende Einfamilienhauser vorsieht. Ebenfalls sind die
Grundsticke mit GroRen zwischen ca. 400gm bis ca. 440 gm an die derzeitige Nachfrage
angepasst, so dass nunmehr mit einer zeithnahen Entwicklung des Plangebietes gerechnet
werden kann.

Aufgrund der inneren Lage werden die Festsetzungen der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 219 dahingehend getroffen, dass eine der Nachverdichtung
entsprechende mafvolle Hoéhenentwicklung mit der Wirkung einer 1 .- geschossigen
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Bebauung eingehalten wird. Damit bleiben die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB unter Beriicksichtigung der umgebenen Bestandsbebauung
gewahrt.

ErschlieBungskonzept

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung wird durch eine Stichstralle mit
einer kleinen Wendeanlage, die als Mischverkehrsflache ausgebaut wird, an die Urftstralle
angeschlossen.

Da der Bebauungsplan Nr. 219 - 1. Anderung lediglich fiir 4 Baugrundstiicke Baurecht
schaffen wird sowie aufgrund des begrenzten Raumangebotes im Innenbereich, kann die
ErschlieBung mit 5,0m sparsam bemessen werden. Entlang der Stichstralle wird ein
Sammelplatz fur Mulleimer errichtet, um von einer Wendemdglichkeit fur Mdullfahrzeuge
absehen zu konnen. Die innere Lage mit begrenztem Platzangebot findet insofern im
ErschlieBungskonzept, bei gleichzeitiger Funktionalitat, eine angemessene
Berlcksichtigung.

Der Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung - (Anlage 4) mit den textlichen Festsetzungen
(Anlage 5) sowie der Begruindung (Anlage 6) sind der Vorlage als Anlagen beigefugt.

Beschlussfassung iiber die vorgebrachten Anregungen aus der friihzeitigen
Biirgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB

In der Birgerversammlung am 21.10.2015 (Anlage 7) wurden folgende Anregungen
vorgebracht:

1. Frau K., Denkmalplatz

Frau K. mochte wissen, wie grol® die Grundstlicke zugeschnitten werden und welche
Dachformen zulassig sein werden. Sie fragt sich, warum die Neubebauung diagonal zur
bereits vorhandenen Bebauung angeordnete werden soll.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Grundstiicke werden ca. 400 — 440 gm marktlbliche Grélien haben. Des Weiteren ist es
beabsichtigt, in Anlehnung an die Umgebungsbebauung, geneigte Dachformen mit Sattel-
und Pultdachern zuzulassen. Mit diesen Dachformen, in Verbindung mit den jeweiligen
Trauf- und Firsthéhen, wird eine zeitgemalRe Architektur und hohe Flexibilitdt in der
Grundrissgestaltung ermoglicht.

Gleichzeitig dienen die gestalterischen Festsetzungen dem Ziel, gestalterische Ausreiler
und UnregelmaRigkeiten mit Negativwirkung im stadtebaulichen Mal3stab zu minimieren und
ein homogenes Erscheinungsbild zu schaffen.

Die Anordnung der Gebaude ist bewusst so gewahlt, da die hiesige Anordnung zum einem
den ErschlieBungsaufwand auf das noétigste reduziert, zum anderen gewahrleistet die
Anordnung eine gréfltenteils sldliche Ausrichtung der Garten, so dass hier eine optimierte
Grundstucksausrichtung fur alle vier Grundsticke vorliegt, die dementsprechende
Vermarktungsvorteile mit sich bringt.

Beschlussentwurf
Der Ausschuss flr Stadtentwicklung nimmt die Ausfiihrungen der Verwaltung zur Kenntnis.
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Darstellung der Rechtslage:
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung — Am Klétgen - wird auf der
Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), in der zurzeit
glltigen Fassung durchgefihrt.

Aufgrund der inneren Lage des Plangebietes innerhalb des Stadtteils ,Mitte“ handelt es sich
bei der vorliegenden Bauleitplanung um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Gemaf
§ 13a BauGB kann ein Bebauungsplan im so genannten beschleunigten Verfahren
durchgefiihrt werden, wenn das Verfahren der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der
Nachverdichtung oder anderer MaRnahmen der Innenentwicklung dient und die zulassige
Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO nicht mehr als 20.000 m? betragt (§ 13a (1)
Nr. 1 BauGB).

Des Weiteren wird mit einer PlangebietsgroRe von 2038m?2 der Grenzwert der zuldssigen
Grundflaiche von 20.000 m? nicht Uberschritten. Ferner sieht die 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 219 lediglich die Anderung von bereits bestehendem Baurecht fir
Wohnbebauung vor, mit dem das Ziel einer mafivollen Nachverdichtung eines bereits
bestehenden Wohngebietes verfolgt wird. Dies entspricht dem vom Gesetzgeber
vorgegebenem Leitbild der Innenentwicklung.

Auch werden durch das Baugebiet keine ausgewiesenen Schutzgebiete beeintrachtigt. Des
Weiteren besteht keine Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung. Somit
kann das Bebauungsplanverfahren gemall § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren
durchgefiihrt werden. Entsprechend gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Auf die Durchfihrung einer Umweltprifung geman §
2a BauGB kann demnach verzichtet werden. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
entfallt.

Darstellung der finanziellen Auswirkungen:

Eigentimerin des gesamten Plangebietes ist die Stadt Alsdorf, die die Alsdorfer Bauland
GmbH mit der Erschlieffung und Vermarktung zu beauftragen beabsichtigt, wodurch fur die
Stadt Alsdorf zusatzliche Haushaltseinnahmen zu erwarten sind.

Darstellung der 6kologischen und sozialen Auswirkungen:

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.219 1. Anderung — Am Kldtgen - wird die
planungsrechtliche Grundlage fur die Nachverdichtung eines bestehenden Wohngebietes
geschaffen. Unter der Bericksichtigung des demographischen und gesellschaftlichen
Wandels und der aktuellen Wohnraumnachfrage wird somit nachhaltiger Wohnraum in
integrierter Lage geschaffen und Wohnbedurfnissen der Alsdorfer Bevdlkerung Rechnung
getragen.

Da es sich hier um ein Vorhaben der Innenentwicklung handelt, wird eine Inanspruchnahme
von Flachen in Freirdumen vermieden, was dem Leitbild einer nachhaltigen Stadtentwicklung
entspricht.

Anlage/n: "
Anlage 1: Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.219 — 1. Anderung

Anlage 2: Stadtebaulicher Entwurf zum Bebauungsplan Nr.219 — 1. Anderung
Anlage 3: Bebauungsplan Nr. 219 — Am Klétgen

Anlage 4: Bebauungsplanentwurf Nr. 219 - 1. Anderung — Am Kldtgen
Anlage 5: Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung
Anlage 6: Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung

Anlage 7: Niederschrift Birgerversammlung
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BEBAUUNGSPLAN NR. 219
1. ANDERUNG
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Bebauungsplan Nr. 219 -1. Anderung Textliche Festsetzungen

- Am Klétgen -
FG 2.1 — Bauleitplanung
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM
BEBAUUNGSPLAN NR. 219
1. Anderung
— Am Klétgen —

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 BauGB)

1. Nutzungsbeschrankungen
(gemén § 1 Abs.5 BauNVO i. V. mit § 1 Abs. 9 BauNVO bzw. gemaR § 9 BauGB)

1.1 Von den nach § 4 Abs.2 BauNVO im Allgemeinen Wohngebieten WA dieses
Bebauungsplanes grundsatzlich zuldssigen Nutzungen sind Anlagen fur sportliche
Zwecke nicht zulassig.

1.2 Von den nach § 4 Abs.3 BauNVO im Allgemeinen Wohngebieten WA dieses
Bebauungsplanes ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen sind Betriecbe des
Beherbergungsgewerbes, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen
nicht zulassig.

2. Malfd der baulichen Nutzung
(gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. dem zweiten Abschnitt BauNVO)

2.1 Grundflachenzahl
Die nach § 19 Abs.4, Satz 2 BauNVO zulassige Uberschreitung der Grundflachenzahl
(GRZ) fur Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne
des 8§ 14 BauNVO ist in dem Allgemeinen Wohngebieten WA dieses
Bebauungsplanes bis zu 25 von Hundert zulassig.

2.2 Hohe baulicher Anlagen
Fur das im Allgemeinen Wohngebieten WA festgesetzte Mal3 der baulichen Nutzung
ergeben sich in Abh&ngigkeit von den zuldssigen Dachformen folgende Hochstmale:

Il - Vollgeschosse
Satteldach TH 45m
(SD) FH 8,0m
'(Ds‘g;ja‘:h TH 45m
FH 8,0m
Bezugshdhe ist die Hohe der fertig ausgebauten, an das Grundstiick angrenzenden
Verkehrsflache (Oberkante Verkehrsflaiche) in Hohe der Mitte der Uberbaubaren
Grundstucksflache. Es gilt jeweils die Grenzseite, von der das Grundstlick
angefahren wird.
2.3 Bei Satteldachern ergibt sich die maximale Firsthéhe (FH) aus der Differenz

zwischen der Oberkante Dachhaut des Firstes und der Bezugshdhe.
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Bebauungsplan Nr. 219 -1. Anderung Textliche Festsetzungen
- Am Klétgen -

2.4

3.1

4.1

5.1

6.1

7.1

7.2

Bei Pultdachern ergibt sich die maximale Traufthdhe aus der Differenz zwischen der
Schnittlinie der AuRenflache der traufseitigen AuRenwand mit der Oberkante
Dachhaut und dem Bezugspunkt. Die Firsthéhe entspricht der Differenz zwischen
dem hochseitigen Dachabschluss und der Bezugshéhe.

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist eine maximale Sockelhdhe bis
hochstens 0,50 m einzuhalten (festgesetzt als Abstandsmall von Oberkante
anbaufahiger Verkehrsflache bis Oberkante Erdgeschoss-FulZboden).

Errichtung von Nebenanlagen
(gemé&nR § 14 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO im
Bereich der Vorgarten (Grundsticksflache zwischen Verkehrsfliche und
straf3enseitiger Gebaudeflucht) mit Ausnahme von Millbehdltern nicht zulassig.

Beschrankung der Zahl der Wohneinheiten
(gemé&nR § 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA dieses Bebauungsplanes sind maximal zwei
Wohnungen je Hauseinheit (Einfamilienhaus) zulassig.

Garagen und Stellplatze
(gemé&n & 9 Abs.1 Nr.4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA dieses Bebauungsplanes ist vor den Garagen eine
Vorstellflache von mindestens 5,0 m Tiefe zur o6ffentlichen Verkehrsflache hin
einzuhalten.

Bauweise
(gemaf § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB i.V.m. dem dritten Abschnitt der BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA dieses Bebauungsplanes wird die Bauweise als 0 —
offene Bauweise — festgesetzt.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NW)

Festsetzungen zur Gestaltung baulicher Anlagen
(geman § 86 Abs.4 BauO NW i.V.m. 8 9 Abs.1 Nr.2 und 4 BauGB)

Pultdacher sind generell als versetzte Pultdacher unter Einhaltung der unter A 2.2
angegebenen Pultdachhéhen auszufihren, wobei das Gegenpult eine
traufenparallele Breite von mindestens 2 m aufweisen muss.

Folgende Dachneigungen sind fiir die einzelnen Dachformen zulassig:

Satteldach (SD) 25 - 35°
Pultdach (PD) 15 - 25°

3/4


ADziatzk
Schreibmaschinentext
3/4


Bebauungsplan Nr. 219 -1. Anderung Textliche Festsetzungen
- Am Klétgen -

7.3

7.4

8.1

8.2

10.

11.

Entlang der offentlichen StraRenverkehrsflachen sind nur Hecken als Einfriedungen
zulassig. Bei Heckenpflanzungen kann in die Hecke eine offene Zaunkonstruktion aus
Metall oder Drahtgeflecht integriert sein, die zur Straf3e nicht sichtbar ist. Bei der
Errichtung der offenen Zaunkonstruktion ist eine 10 cm hohe Querungszone flr
Kleintiere im Bodenbereich freizuhalten. Als Heckenpflanzen sind Straucher
nachstehender Art zu pflanzen:

Pflanzliste Hecken:

Carpinus betulus Hainbuche
Crataegus monogyna Weil3dorn
Fagus sylvatica Buche
Ligustrum vulgare Liguster

Massive Einfriedungen wie Betonzdune, etc. sowie geschlossene Zaune aus
Kunststoff, etc. sind als Einfriedung von Grundstiicken entlang der 6ffentlichen
Verkehrsflache unzuléssig.

Beseitigung von Niederschlagswasser
(gemaR § 51a Abs. 3 LWG i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Gemall Gutachten vom 10.12.2004 ist eine Versickerung des unbelasteten
Niederschlagswasser der Dachflachen aufgrund der Bodenbeschaffenheit im
Plangebiet nicht moéglich. Die Beseitigung des Niederschlagswassers erfolgt daher
Uber das vorhandene Kanalsystem

Private befestigte Flachen wie ErschlieBungswege, Stellplatze und Stellplatzzufahrten
sind innerhalb des Plangebietes unter der Verwendung wasserdurchlassiger
Bodenaufbauten und Bodenbelage gemall 8§ 5 Abs. 1 der
Entwasserungsgebihrensatzung der Stadt Alsdorf herzustellen.

HINWEISE

Hecken
Bei Heckenpflanzung ist das Nachbarschaftsrecht NW zu berticksichtigen.

Bergbau
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung — Am Klotgen -
befindet sich im Einwirkungsbereich des ehemaligen Steinkohlenbergbaus. Durch
einen Anstieg des Grubenwassers kann es zu Hebungen an der Tagesoberflache
kommen.

Denkmalschutz

Beim Auftreten archaologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Gemeinde als
Untere Denkmalbehdrde oder der LVR — Amt fir Bodendenkmalpflege im Rheinland,
AulRenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, Fax:
02425/9039-199 unverzuglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind
zunachst unverandert zu erhalten. Die Weisung des LVR - Amt fir
Bodendenkmalpflege im Rheinland fir den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.
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1. Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung — Am Klétgen - wird auf der
Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), in der zurzeit
gultigen Fassung durchgefihrt.

Da der Bebauungsplan Nr. 219 -1.Anderung- das Ziel verfolgt, den Innenbereich zwischen
WaldstralRe, Moselstralle, UrftsraRe und OlefstraBe einer neuen stadtebaulichen
Entwicklung zuzufihren, handelt es sich im hiesigen Planverfahren um die
Wiedernutzbarmachung von Flachen, so dass im hiesigen Bebauungsplanverfahren § 13a
BauGB Anwendung findet.

Gemal § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan im so genannten beschleunigten Verfahren
durchgefihrt werden, wenn das Verfahren der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der
Nachverdichtung oder anderer MaRnahmen der Innenentwicklung dient und die zulassige
Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO nicht mehr als 20.000 m? betragt (8 13a (1)
Nr. 1 BauGB).

Aufgrund der GrofRe des Plangebietes von ca. 0,2 ha wird der Grenzwert der zulassigen
Grundflache von 20.000 m2 nicht Uberschritten. Mit dem Bebauungsplan Nr. 219 — 1.
Anderung wird ein Teil des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 219 — Am Klétgen-
Uberplant. Der Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung soll bereits bestehendes Baurecht
dahingehend modifizieren, dass vermarktungsfahige GrundsticksgréRen und Haustypen
entstehen konnen. Durch die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 kénnen zusatzliche
Grundsticke im Innenbereich bereitgestellt werden, was dem vom Gesetzgeber
vorgegebenen Leitbild der Innenentwicklung entspricht.

Auch werden durch das Baugebiet keine ausgewiesenen Schutzgebiete beeintrachtigt. Des
Weiteren besteht keine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung. Somit
kann das Bebauungsplanverfahren gemalR § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren
durchgefuhrt werden. Entsprechend gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Auf die Durchfiihrung einer Umweltprifung geman §
2a BauGB kann demnach verzichtet werden. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
entfallt.

2. Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.219 — 1. Anderung — Am Klotgen -
befindet sich im Stadtteil Alsdorf- Mitte. Das Plangebiet liegt in einem ,Innenbereich®, der
durch die Bebauung der Waldstral3e, Moselstral3e, Urftsral3e und Olefstral3e gefasst wird.

Die GesamtgroRe des Plangebietes betragt ca. 2.038m2 (ca. 0,2 ha)
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3. Planerische Rahmenbedingungen
Regionalplan

Im Regionalplan fur den Regierungsbezirk Kéln, Teilabschnitt Aachen (Rechtskraft 07/2003)
ist der Anderungsbereich als ,Allgemeiner Siedlungsbereich* (ASB) dargestellt.

Landschaftsplan

Das Plangebiet liegt aulRerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplanes I
,Baesweiler-Alsdorf-Merkstein*“.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Alsdorf 2004 stellt fir das Plangebiet ,Wohnbauflache*
dar. Die Darstellung des Flachennutzungsplanes entspricht somit der beabsichtigen
Festsetzung bezuglich der Art der Nutzung im Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung.

Bebauungsplan

Der Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung — Am Kl6tgen- (berplant einen Teil des
rechtskréaftigen Bebauungsplan Nr.219 — Am Klétgen - (Rechtskraft seit 29.06.2006) der fur
das Plangebiet ,Allgemeines Wohngebiet" festsetzt.

4. Anlass und Ziel der Planung

Es war bereits ein stadtebauliches Ziel vom Bebauungsplan Nr. 219 — Am Klétgen-, den
Innenbereich zwischen WaldstraRe, MoselstraRe, Urftsrale und Olefstrale einer neuen
stadtebaulichen Entwicklung zuzufuhren.

Die innere Lage als auch die umgebende Wohnbebauung gaben den Anlass dazu, den
Innenbereich als WA — Allgemeines Wohngebiet — festzusetzen, womit eine mafvolle
Nachverdichtung des bestehenden Wohngebietes erreicht werden sollte. Allerdings sind mit
dem derzeit rechtskraftigen Baurecht keine zeitgemal3e und vermarktungsfahige
Grundsticksparzellierungen moglich gewesen, so dass die Flache bisher noch keine
Entwicklung erfahren hat. Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 soll das
Baurecht nunmehr dahingehend modifiziert werden, dass vermarktungsfahige
GrundstiicksgrofRen und Haustypen entstehen kdnnen.

Im Gegensatz zum derzeitigen Baurecht, dem ein stadtebauliches Konzept mit einem
freistehendem Einfamilienhaus und zwei Doppelhaushélften mit jeweils recht grofRen
GrundstiicksgréRen zugrunde lag, basiert die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 auf
einem Konzept, das vier freistehende Einfamilienhduser vorsieht. Ebenfalls sind die
Grundstucke mit Gro3en zwischen ca. 400gm bis ca. 440 gm an die derzeitige Nachfrage
angepasst, so dass nhunmehr mit einer zeithahen Entwicklung des Plangebietes gerechnet
werden kann.
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5. Planinhalt und Abwégung

Zur Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 1 Abs. 3
BauGB werden folgende Festsetzungen in den Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung — Am
Kldtgen - aufgenommen:

Art der baulichen Nutzung

Art der Nutzung WA - Allgemeines
Wohngebiet
Bauweise o- offen

Mal der baulichen Nutzung

Geschossigkeit Il

Grundflachenzahl 0,4
Firsthohe (FH) max. 8,00 m
Traufhéhe (TH) max. 4,50 m
Zulassiger Haustyp E — Einzelhaus
Zulassige Zahl der Wohneinheiten je 2 WE
Hauseinheit

5.1 Art der Nutzung

Die Festsetzungen eines ,Allgemeinen Wohngebietes" folgt dem Planungsziel an diesem
Standort Baurecht fir junge Familien zu schaffen, um den Bedirfnissen der
Eigentumsbildung junger Familien Rechnung zu tragen.

Um den angestrebten Gebietscharakter zu sichern, werden von den nach § 4 Abs. 2
BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet grundsatzlich zuldssigen Nutzungen Anlagen fir
sportliche Zwecke ausgeschlossen. Um ungewollte Beeintrachtigungen im Baugebiet zu
vermeiden werden zudem die nach § 4 Abs. 3 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet
ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen Betriebe des Beherbergungswesens, Anlagen flr
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Aufgrund der geringen
PlangebietsgrofRe von 2.038m?2 sind die o0.g. Nutzungen nicht realisierbar und werden daher
ausgeschlossen. Des Weiteren befindet sich das Plangebiet im Innenbereich eines
Wohngebietes, der Uber eine 5,0m breite StichstraRe erschlossen werden soll, so dass die
ausgeschlossenen Nutzungen nicht der fir diese Lage stadtebaulich angemessenen Bau-
und Nutzungsstruktur entsprechen. Fur die ausgeschlossenen Nutzungen sind geeignetere
Standorte an anderen Stellen im Stadtgebiet in ausreichender Zahl vorhanden.
Nachtstunden — verbunden.
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5.2 Mal3 der Nutzung

Zur Schaffung eines homogenen stadtebaulichen Erscheinungsbildes und zur
Gewahrleistung einer dem Standort entsprechenden Verdichtung, die gesamtstadtisch einen
schonenden Umgang mit Grund und Boden sicherstellt, wird die dichtebestimmende
Grundflachenzahl (GRZ) im ,Allgemeinen Wohngebiet* entsprechend der in der BauNVO
vorgegebenen Obergrenze mit 0,4 als Hochstmal festgesetzt. Damit ist zum einen ein
schonender Umgang mit Grund und Boden gewahrleistet, zum anderen bieten die
Festsetzungen gute Ausnutzungsmoglichkeiten der Flache, was die Vermarktungschancen
erhoht.

Ferner ist geregelt, dass die nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zuldssige Uberschreitung der
Grundflachenzahl fir Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes nur 25 v.H betragen
darf. Mit der Einschrankung soll eine geringere Versiegelung des Plangebietes erreicht
werden. Gleichzeitig wird eine gute Durchgriinung des Gebietes gewahrleistet.

Um die Hohenentwicklung baulicher Anlagen im Geltungsbereichdes Bebauungsplanes Nr.
219 — 1. Andeurng zu steuern, werden im Allgemeinen Wohngebiet WA maximal I
Vollgeschosse festgesetzt. Aufgrund der inneren Lage des Plangebietes (Innenbereich) ist
eine  malvolle Hohenentwicklung angezeigt, damit die gesunden Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse gemald 8 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB unter Beriicksichtigung der umgebenen
Bestandsbebauung gewabhrt bleiben. Daher wird erganzend zu der maximal Il geschossigen
Bebauung eine maximale Traufhéhe von 4,5 m und maximale Firsthdhe von 8 m festgesetzt,
so dass von der geplanten Bebauung nur eine 1 ¥ geschossige Wirkung ausgeht.

Die Festsetzung, dass ausschliel3lich geneigte Dachformen mit Sattel- bzw. Pultdachern
zulassig sind, tragt dem Umstand Rechnung, dass in der in der ndheren Umgebung das
Satteldach die pragende Dachform ist. Somit wird ein homogenes stadtebauliches
Erscheinungsbild sichergestellt und gestalterische Ausreil3er mit Negativwirkungen werden
im stadtebaulichen MalRstab gehalten. Gleichzeitig wird mit dem zuldssigen versetzten
Pultdach mit Gegenpult aber auch noch eine gewisse Flexibilitat fir moderne
Architekturformen ermdglicht.

5.3 Bauweise

Die ortstypische Bauweise der Umgebung ist o - offene Bauweise, daher wird fur das
Allgemeine Wohngebiet WA offene Bauweise festgesetzt, um die ortstypische Bauweise
innerhalb des Plangebietes fortzufiihren. Zugleich wird auch eine adaquate Durchgriinung
und Vernetzung des Gebietes ermdoglicht.

5.4 Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden

Fur das Allgemeine Wohngebiet WA wird die héchstzuldssige Zahl der Wohnungen je
Einzelhaus auf hochstens zwei Wohnungen beschrankt. Diese Festsetzung verhindert eine
UbermalRige Verdichtung der Bebauung und gewahrleistet  somit den
Einfamilienhauscharakter der Siedlung. Zudem werden durch die Festsetzung ein erhdhtes
Verkehrsaufkommen sowie ein erhdhter Stellplatzbedarf vermieden.
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5.5 Errichtung von Nebenanlagen

Zur Sicherung der stadtebaulichen und gestalterischen Ordnung im Gebiet sind im
Allgemeinen Wohngebiet WA Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO im Bereich der
Vorgarten (Grundstiicksflache zwischen Verkehrsflache und stra3enseitiger Gebaudeflucht)
mit Ausnahme von Mdllbehéltern unzulassig. Diese durfen ausschlieZlich in den seitlichen
Abstandsflachen bis zur stralenseitigen Gebaudeflucht und im rickwertigen Gartenbereich
aufgestellt werden.

5.6 Garagen und Stellplatze

Die Festsetzung einer 5,0 m tiefen Garagenvorstellflache im WA dient zum einen der
Reduzierung des ruhenden Verkehrs im Straenraum, da auf diese Weise ein zweiter,
ausreichend groRRer Stellplatz auf dem Grundstick selbst vorhanden ist. Zum anderen wird
mit einer 5,0 m tiefen Vorstellflache vermieden, dass gréRere Fahrzeuge Uber die
Grundsticksgrenze in den StraBenraum hereinragen und dort Behinderungen fir den
flieBRenden PKW-Verkehr oder FuRganger und Radfahrer darstellen.

5.7 Festsetzungen zur Gestaltung baulicher Anlagen

Die gestalterischen Festsetzungen dienen dem Ziel, gestalterische Ausreiler und
UnregelmafRigkeiten mit Negativwirkung im stadtebaulichen Maf3stab zu minimieren und ein
homogenes Erscheinungsbild zu schaffen. Fur die (Uberbaubaren Grundsticksflachen
werden die Dachformen und Dachneigungen folgendermal3en vorgegeben: fir Satteldacher
sind Dachneigungen zwischen 25 - 35° und fur Pultddcher Dachneigungen zwischen 15 - 25°
zugelassen.

Pultdacher sind generell als versetztes Pultdach auszufiihren, um die mdgliche Hohe der
hochseitigen Gebaudefront zu reduzieren. Diesem Ziel dient auch die Festsetzung, das
Gegenpult in mindestens 2,00 m Breite auszufihren.

Mit der Festsetzung zu den Einfriedungen, wonach massive Einfriedungen wie Mauern,
Betonzéune, etc. sowie geschlossene Zaune aus Holz, Kunststoff, etc. als Einfriedung von
Grundstucken entlang der offentlichen Verkehrsflache unzulassig sind, wird ein homogenes
Siedlungsbild sichergestellt und das Ortsbild geschiitzt.

Das Ortsbild wird neben den Gebauden wesentlich durch die Gestalt und die Ausmalie des
offentlichen Straenraumes bestimmt. Dabei besitzen insbesondere die stral3enseitigen
Einfriedungen der Grundsticke eine besondere Bedeutung fir die Auspragung des
Strallenraumes und damit fir das StraRenbild. Massive, also blickdichte und in ihrer Wirkung
starre, geschlossene, bauliche Abgrenzungen, treten stadtebaulich gewichtiger in
Erscheinung als beispielsweise offene Zaunkonstruktionen oder auch Hecken, die von ihrer
Struktur her keine starren baulichen Anlagen sind.

6. Verkehrliche ErschlieRung

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 219 — 1. Anderung wird durch eine StichstralRe mit
einer Wendeanlage, die als Mischverkehrsflache ausgebaut wird, an die Urftstral3e
angeschlossen.
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Da der Bebauungsplan Nr. 219 - 1. Anderung lediglich fiir 4 Baugrundstiicke Baurecht
schaffen wird sowie aufgrund des begrenzten Raumangebotes im Innenbereich, kann die
ErschlieBung mit 5,0m sparsam bemessen werden. Entlang der StichstraBle wird ein
Sammelplatz fur Milleimer errichtet, um von einer Wendemdglichkeit fur Mdullfahrzeuge
absehen zu konnen. Die innere Lage mit begrenztem Platzangebot findet insofern im
ErschlieBungskonzept, bei gleichzeitiger Funktionalitat, eine angemessene
Berlicksichtigung.

7. Entwéasserung

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 219 — Am Klbtgen — ist seinerzeit (2004) ein
hydrogeologisches Gutachten in Auftrag gegeben worden, dass die
Versickerungsmaglichkeiten von Niederschlagswasser analysiert. Dem Gutachten ist zu
entnehmen, dass die Durchlassigkeit der Ldsslehmschicht fiir eine Versickerung von
Regenwasser zu gering ist. Aufgrund der Bodenverhéltnisse und der sonstigen
Rahmenbedingungen ist eine Versickerung des Niederschlagswassers nicht mdoglich und
eine Ableitung des Wassers tber den Kanal erforderlich.

8. Beeintrachtigung von Natur und Landschaft

Da der Bebauungsplan Nr.219 - 1. Anderung — Am Klétgen — im beschleunigten Verfahren
gemal 8§ 13a BauGB aufgestellt wird, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des
Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des 8§ la Abs. 3 Satz 5 BauGB, als vor der
planerischen Entscheidung erfolgt oder zuldssig. Des Weiteren verfolgt der Bebauungsplan
Nr. 219 — 1. Anderung das Ziel eine zurzeit brach liegende Flache wieder nutzbar zu
machen. Damit wird die zusatzliche Inanspruchnahme von Freiflachen im Aul3enbereich
vermieden, was dem Leitbild einer nachhaltigen Stadtentwicklung entspricht.

Des Weiteren ist festzuhalten, dass der Bebauungsplan Nr. 219 — Am Kl6tgen- seinerzeit
nicht im beschleunigtem Verfahren gemall 8 13a BauGB sondern im Regelverfahren
aufgestellt wurde, so dass ein Landschaftspflegerischer Fachbeitrag erforderlich war. Dieser
definiert MaRnahmen, um die durch den Bebauungsplan Nr. 219 ermdglichten Eingriffe in die
Natur und Landschaft auszugleichen. Hierfur ist auf der Parzelle Gemarkung Alsdorf, Flur 30
Flurstiick 60 auf ein naturnaher Laubwald von insgesamt 1004 gm angelegt worden, der das
LAlsdorfer Grinkreuz (Mariapark)” anteilig ergéanzt.

9. Artenschutz

Das Plangebiet der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 219 wurde urspriinglich als
Kinderspielplatz genutzt, der jedoch mit dem Bau der Kindertagesstétte an der Moselstral3e
aus der Nutzung genommen wurde und das Plangebiet nunmehr seit Gber 10 Jahren brach
liegt. Eine Auswertung der Luftbilder zeigt, dass seit ca. 2004 sukzessives Geholzwachstum
zu verzeichnen ist. Insofern ist der gegenwartig im Plangebiet vorhandene Gehdlzbestand
relativ ,jung” und stellt fir planungsrelevante Tierarten keinen Lebensraum dar. Demzufolge
kann hier von einer Artenschutzprifung gemald dem Erlass ,Artenschutz in der
Bauleitplanung” vom 14.01.2011 abgesehen werden.
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10. Flachenbilanz

Alsdorf, den

Im Auftrag

A. Dziatzko

Flachen BP 219 — 1. Anderung in m2 F;?g?:nitn
Allgemeines Wohngebiet (WA) ~1.670 82%
Verkehrsflachen ~353 17%
Besondere Verkehrsflachen ~15 1%
Summe ~2.038 100%
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Anlage 7
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FG 2.1 — Bauleitplanung 03.11.2015

Informelle Biirgerversammlung zum BP 219 — 1. Anderung — Am Klétgen am 21.10.2015

Teilnehmer der Verwaltung:

Susanne Lo Cicero-Marenberg, Technische Beigeordnete
Hans-Peter Hermanns, FB-Leitung

Andreas Dziatzko, Sachbearbeiter, FG 2.1 — Bauleitplanung
Tanja Gorg, Schriftflihrerin, FG 2.1 — Bauleitplanung

Herr Hermanns, begriBt die erschienenen Bilrgerinnen und Birger, zur informellen
Biirgerversammlung zum Bebauungsplan Nr. 219 — 1. Anderung — Am Kl6tgen.

Aufgrund fehlerhafter Berichtserstattung der AZ/AN, waren zu dieser informellen Biirgerversammlung
einige Biirgerinnen und Biirger fehlinformiert. Die Biirgerinnen und Biirger erwarteten Information
zum Bebauungsplan ,Am Kl6tt”, nicht ,Am Klétgen”. Dies wurde seitens Herrn Hermanns und Herrn
Dziatzko zu Beginn der Blirgerinformation richtig gestellt.

Das Plangebiet liegt in einem Innenbereich, der durch die Bebauung der WaldstraBe, Moselstralie,
Urftsralle und Olefstralle gefasst wird. Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung hat am 01.09.2015 den
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan gefasst. Der Bebauungsplan wird nach § 13 a BauGB
aufgestellt, dennoch wird der Offenlage auch ohne rechtliches Erfordernis hiermit eine informelle
Blirgerversammlung vorgeschaltet.

Weitere Erlauterungen zum Bebauungsplan erfolgen durch Herr Dziatzko. So sind 4
Einfamilienhduser mit einer maximalen Firsthéhe von 7,50 m geplant. Die GrundstiicksgroRe soll
zwischen von 400 m? bis 440 m? liegen. Er weist auf die geringe Breite der AnliegerstraRe hin sowie
die Notwenigkeit einen zentralen Platz fiir die Abholung der Miillbehélter vorzusehen.

Im Anschluss an die Einflihrung gibt Herr Dziatzko das Wort an die Biirgerinnen und Biirger.

Frau K., Denkmalplatz:

mochte wissen, wie gro8 die Grundstlicke zugeschnitten werden und welche Dachformen zul3ssig
sein werden. Sie fragt sich, warum die Neubebauung diagonal zur bereits vorhandenen Bebauung
angeordnete werden soll.

Herr Dziatzko fiihrt aus, dass sich man sich zum jetzigen Zeitpunkt noch ganz am Anfang der
Planungen befinde. Die textlichen Festsetzungen sind noch nicht abschlieBRend gefasst. Die
Ausrichtung der Hauser sei bewusst so gewahlt, da nach Moglichkeit jedes Haus eine optimierte
Ausrichtung mit Garten nach Stiden haben sollte.

Es werden in der Folge keine neuen Anregungen zum vorgestellten Bebauungsplanentwurf
vorgebracht, Herr Hermanns schlieRt die Sitzung gegen 18:15 Uhr.

Gorg
Schriftfihrerin
23.11.2015

1/2


ADziatzk
Schreibmaschinentext
Anlage 7

ADziatzk
Schreibmaschinentext
1/2


2/2


ADziatzk
Schreibmaschinentext
2/2


	Vorlage
	Anlage  1 Anlage_1_Abrgenzung
	Anlage  2 Anlage_2_BP219-1.Änd_Entwurf
	Anlage  3 Anlage_3_Auszug_BP219
	Anlage  4 Anlage_4_BP219-1.Änd
	Anlage  5 Anlage_5_Textl.Fest
	Anlage  6 Anlage_6_Begründung
	Anlage  7 Anlage_7_Protokoll_BV

